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			Wahltag in Argentinien

			Scioli Favorit bei den Vorwahlen am Sonntag
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			Am Sonntag sind die Argentinier aufgerufen, an den Vorwahlen teilzunehmen. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Am Sonntag ist Wahltag in Argentinien. Landesweit sind die Bürger aufgerufen, an den Vorwahlen (PASO) teilzunehmen. Es geht darum, die Kandidaten zu ermitteln, die bei den Präsidentschaftswahlen am 25. Oktober antreten dürfen. Für 18- bis 70-Jährige besteht Wahlpflicht. 16- bis 18-Jährige und Menschen, die über 70 Jahre alt sind, können hingegen frei entscheiden, ob sie wählen gehen.

			Eines ist sicher: Argentinien wird am Ende dieses Jahres ein neues Staatsoberhaupt haben. Denn Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner darf laut Verfassung nach zwei Amtszeiten in Folge nicht noch ein weiteres Mal antreten.

			Folgt man den Umfragen, hat Kirchners Parteifreund Daniel Scioli von allen Bewerbern die besten Aussichten, die Präsidentin im Amt zu beerben. Auf zwischen 35,9 und 37,6 Prozent wird der bisherige Gouverneur der Provinz Buenos Aires taxiert, der gemeinsam mit seinem Vize Carlos Zannini das einzige Kandidatenteam bildet, das die regierende „Siegesfront“ den Wählern anbietet. Insofern handelt es sich in diesem Fall eher um eine Art Stimmungstest als um eine Internwahl. 

			Sciolis ärgster Widersacher kommt von der Wahlallianz „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen). In diesem Spektrum erreicht der bisherige Bürgermeister von Buenos Aires, Mauricio Macri, zwischen 26,1 und 29,5 Prozent der Stimmen. Damit setzt er sich auch klar gegen seine bündnisinternen Mitkonkurrenten Elisa Carrió (2,5 Prozent) und Ernesto Sanz (2,1 %) durch.

			Drittstärkster Bewerber ist laut den Umfragen Sergio Massa, der mit Werten zwischen 11,8 und 13,5 Prozent rechnen darf. Damit setzt er sich im Wahlbündnis UNA (Vereint für ein neues Argentinien) auch klar gegen den zweiten Kandidaten dieses Spektrums, José Manuel de la Sota, durch. Der Gouverneur der Provinz Córdoba wird zwischen 4,6 und 6,6 Prozent geschätzt.

			Schon recht weit abgeschlagen ist Margarita Stolbizer, die einzige Kandidatin der Progressiven, die laut Umfragen zwischen 3,3 und 4,1 Prozent der Stimmen liegt. 1,8 Prozent werden für Adolfo Rodríguez Saá erwartet. Der einzige Kandidat des Bündnisses „Föderales Engagement“ war während der großen Krise 2001 bereits für wenige Tage lang Staatspräsident. Damals erklärte er unter dem Jubel der Kongressabgeordneten die Einstellung des Schuldendienstes.

			Ähnlich viele Stimmen werden für den politischen Linksaußen Jorge Altamira angenommen, der sich innerhalb der Front der Linken und der Arbeiter aber erst noch gegen seinen internen Mitbewerber Nicolás Del Caño durchsetzen muss. Zudem treten noch mehrere kleinere linke Splittergruppen bei den Wahlen an. Ihnen werden aber keine große Chancen vorhergesagt, die Hürde von 1,5 Prozentpunkten zu überwinden. Dies ist erforderlich, um bei den Hauptwahlen im Oktober antreten zu dürfen.

			Nicht nur auf nationaler Ebene finden am Sonntag Urnengänge statt. Auch in der Provinz Buenos Aires sowie in den Gliedstaaten Catamarca, Chubut, Entre Ríos, Formosa, Jujuy, Misiones, San Juan, San Luis und Santa Cruz sind Vorwahlen angesetzt.
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			„Fruchtbringende Beziehungen“

			Schweizer feiern Nationalfeiertag / Ansprache von Botschafter Mock
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			Botschafter Hanspeter Mock (l.) mit Kontratenor Martín Oro und Folklorefest-Königin Estefani Gemmink. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Schweizer Residenz im Barrio Parque war zum Bersten gefüllt. Zahlreiche Gäste aus Diplomatie, Politik, Wirtschaft und Kultur wollten am vorigen Freitag dabei sein, den diesjährigen Nationalfeiertag der Eidgenossenschaft zu feiern. Erstmals als Gastgeber fungierte Botschafter Hanspeter Mock. Im Vorjahr war es noch sein Amtsvorgänger Johannes Matyassy, der die Gäste empfing und gleichzeitig Abschied von Buenos Aires nahm.

			Mock ging in seiner Ansprache auf den Stand der schweizerisch-argentinischen Beziehungen ein, die er als „fruchtbringend“ bezeichnete. Als jüngste Beispiele des Austausches und der Zusammenarbeit nannte er zum einen die Wanderausstellung zur Geschichte des in der Schweiz gegründeten Roten Kreuzes, die in diesem Jahr in Buenos Aires zu sehen war (wir berichteten). 

			Des Weiteren erwähnte Mock die Partnerschaft zwischen den Orten Brig-Glis im Schweizer Kanton Wallis und San Jerónimo Norte in der argentinischen Provinz Santa Fe, die im Juni beim Fest der Schweizer Folklore feierlich besiegelt wurde. Es ist bereits das 17. Freundschaftsbund dieser Art zwischen Gemeinden beider Länder.

			Den Besuch von Mauro Dell’Ambrogio, dem Schweizer Staatssekretär für Erziehung und Innovation, im Juni sowie die jährlichen Konsultationen zwischen den Außenministerien beider Länder, die diesmal bereits zum neunten Mal stattfanden, führte Mock als weitere Belege für den guten Stand der Beziehungen an.

			Der Botschafter gab in seiner Rede bekannt, dass sein Stellvertreter Dieter Cavalleri Anfang September die hiesige Schweizer Vertretung verlassen wird. Nach vier Jahren in Buenos Aires wechselt der Diplomat nach Brüssel zur Schweizer EU-Mission.

			Ein besonderer Schwerpunkt der Feier lag in diesem Jahr auf den Kantonen Wallis, Neuchâtel und Genf, die vor 200 Jahren der Eidgenossenschaft beitraten. Die überwiegend von Französisch sprechenden Menschen bewohnten Gebiete bilden seitdem Abschnitte der West- und Südgrenze der Schweiz. Auf  informativen Wandtafeln konnten sich die Besucher über die Geschichte dieser Kantone informieren.

			Für die künstlerische Note des Tages sorgte Kontratenor Martín Oro, der die Hymnen der Schweiz und Argentiniens eindrucksvoll zu Gehör brachte. Die Brücke zur Schweizer Gemeinschaft im Land schlug Estefani Gemmink. Die junge schweizstämmige Schönheit ist die aktuelle Königin des eingangs erwähnten Folklorefestes von San Jerónimo Norte. Für das leibliche Wohl gab es kulinarische Leckerbissen nach Landesart wie Käsebüfett und Raclette. Dazu wurden Weine gereicht.

			Die Schweizer feiern seit 1891 am 1. August ihren Nationalfeiertag. Er erinnert an den Bundesbrief vom August 1291, in dem das Verteidigungsabkommen der drei Urkantone Uri, Schwyz und Unterwalden festgehalten wurde. Dies gilt als Gründungsurkunde der Eidgenossenschaft.
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			Die Woche in Argentinien

			Neues Zivilrecht in Kraft

			Im Oktober vorigen Jahres hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner das reformierte Zivilrecht vorgestellt (wir berichteten). Am vorigen Sonnabend, dem 1. August, trat die Sammlung von insgesamt 2671 Paragraphen nun offiziell in Kraft. Zu den wichtigsten Neuerungen gehört die sogenannte „Express-Scheidung“. Ehepartner, die sich scheiden lassen wollen, müssen künftig nicht mehr bestimmte Fristen abwarten. Es reicht der Scheidungswunsch eines Beteiligten. In das neue Zivilrecht aufgenommen wurden Rechtsfiguren der gleichgeschlechtlichen Ehe sowie der „Lebenspartnerschaft“ zwischen Menschen, die zusammenleben, aber nicht verheiratet sind. Ihre Rechte werden denen von Ehepartnern angeglichen. Kontrovers diskutiert worden war die Frage, wann menschliches Leben beginnt. Ging die erste Fassung der Reform noch davon aus, dass das Leben mit der Empfängnis im Mutterleib beginnt, heißt es im aktuellen Gesetzestext nur noch „Empfängnis“. So bleibt offen, ob damit bereits Embryonen im Reagenzglas gemeint sind. Um die präzise Ausgestaltung soll sich der Gesundheitsausschuss des Abgeordnetenhauses kümmern. Mehr Optionen soll es bei Nachnamen geben. So können Kinder künftig den Familiennamen des Vaters oder der Mutter oder von beiden tragen. Gibt es keine Einigung, muss das Personenregister per Los entscheiden. Adoptionen von Kindern sollen auch  alleinstehenden Personen und Paaren möglich sein, die nicht verheiratet sind.

			Üble Vorwürfe im Wahlkampf

			Der Journalist Jorge Lanata arbeitet seit Jahren permanent gegen die Nationalregierung an. Wenige Tage vor den Vorwahlen fuhr der Medienmann in Diensten der „Clarín“-Gruppe in seiner Sendung „Journalismus für alle“ nun ganz schwere Geschütze gegen Aníbal Fernández auf. Der schnauzbärtige Politker, der sich gegenwärtig um eine Kandidatur für den Gouverneursposten in der Provinz Buenos Aires bemüht, sei der Strippenzieher einer brutalen Mordtat, so der üble Vorwurf. Um dies zu belegen, lässt Lanata in seinem Programm den Sträfling Martín Lanatta zu Wort kommen. Er ist einer der vier Verurteilten wegen der Bluttat von General Rodríguez, bei der im Jahr 2008 drei Männer getötet wurden. Nach Ansicht der Richter waren Rivalitäten im illegalen Handel mit Ephedrin der Hintergrund für das brutale Geschehen. Martín Lanatta schildert nun in einem Interview, dass Fernández der Anstifter des Verbrechens gewesen sei. Der Beschuldigte, derzeit Kabinettschef der Nationalregierung, sprach von einer Medienkampagne mit infamen Absichten: „Völlig haltlose Vorwürfe, damit ich nicht Gouverneur werde“, so Fernández, der seinerseits Strafanzeige gegen die Verantwortlichen des Programms „Journalismus für alle“ sowie den TV-Sender „Canal 13“ stellte. 

			Wutrede gegen Regierung 

			Die Hauptveranstaltung der Landwirtschaftsmesse „Rural“ hat sich zu einem Ereignis entwickelt, bei dem rhetorisch auf die Nationalregierung eingedroschen wird. Auch in diesem Jahr nutzte Luis Miguel Etchevehere, der Vorsitzende der gastgebenden Ländlichen Vereinigung (Sociedad Rural), die Gelegenheit. In seiner Rede zur Eröffnung, die kurioserweise stets am letzten Wochenende der Messe stattfindet, forderte er die Anwesenden ganz unverblümt auf, den Kandidaten des Regierungslagers bei den in diesem Jahr anstehenden Wahlen keine Stimme zu geben: „Bitte wählt sie nicht!“ Man dürfe diejenigen nicht unterstützen, die sich der Korruption schuldig machten, die ihre Machtposition zur Vermögensvermehrung missbrauchten, die die Meinungsfreiheit nicht achteten, die versuchten, die Justiz zu manipulieren, die die offiziellen Statistiken schönten und die einst auch danach trachteten, den Agrarsektor zu schikanieren. Daniel Scioli, dem Spitzenkandidaten des Regierungslagers, warf Etchevehere vor, keine brauchbaren Vorschläge für die Landwirtschaft zu haben. 

			Granate im Reisegepäck

			Sicherheitskräfte haben am Flughafen von Buenos Aires eine Frau festgenommen, die mit einer scharfen Handgranate im Gepäck nach Chile reisen wollte. Dies berichtete die Nachrichtenagentur Télam am Montag unter Berufung auf die Flughafenpolizei. Demnach hatte die Frau aus Chile den Sprengkörper in einem Antiquitätengeschäft gekauft. Die Granate wurde beschlagnahmt und gesprengt. Die 42-Jährige habe den Sprengkörper aus dem Ersten Weltkrieg als Antiquität in Uruguay gekauft und sei damit problemlos nach Argentinien gereist, zitierte die Zeitung „La Tercera“ Chiles Außenminister Heraldo Muñoz. 

			Wal in Puerto Madero

			Seltener Gast in Puerto Madero: Am Montag tauchte ein junger Zwergwal im Hafenbecken 4 auf. Gegen Mittag, als sich die Kunde von dem Meeressäuger im Hafen herumgesprochen hatte, versammelten sich Hunderte von Schaulustigen, um das sechs Meter lange weibliche Jungtier zu bestaunen. TV-Teams waren zugegen, um über das Ereignis zu berichten. Was dazu führte, dass sich der Wal nach Puerto Madero verirrte, ist unklar. Nahrungssuche oder Strömungen könnten nach Expertenansicht mögliche Ursachen sein. Am Dienstag kümmerten sich Beamte der Küstenwache darum, dass das Tier zurück in offene Gewässer zu führen. Mit einem Schlauchboot begleiteten sie den Wal und trugen Vorsorge, dass es zu keiner Kollision mit dem Schiffsverkehr im Hafenbereich kam. 

			Gestank in Nordzone

			Übler Gestank beeinträchtigte am Mittwochmittag das Leben in den nördlichen Bezirken der Hauptstadt. Die Ursache für die Belästigung, die vor allem die Stadtviertel Belgrano, Palermo, Monte Castro und Villa Devoto betraf, war unklar. Anfangs hieß es, der Gestank käme von einer Gasleitung auf einer Baustelle an der Straße „Sucre“. Doch die Situation dort war schnell unter Kontrolle, der üble, ammoniakartige Geruch aber hielt sich hartnäckig. Die Stadtregierung konnte gestern noch keine Auskunft geben, was das Grund für den Vorfall war. Sie hatte den Anwohnern geraten, Türen und Fenster geschlossen zu halten. Gegen Nachmittag verzog sich der Geruch dann wieder. (AT/mc/dpa)
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			PASO im Visier

			Übermorgen, Sonntag, den 9. August, werden die bisherigen Vorkandidaten für die allgemeinen Wahlen vom 25. Oktober vom Wahlvolk zu den endgültigen Kandidaten gewählt werden. Hierfür gilt in Argentinien das unter dem Kürzel PASO, auf Spanisch „Primarias abiertas simultáneas y obligatorias“, bekannte Auslesesystem. Da es sich um Pflichtwahlen handelt ebenso wie seit 1912 allgemein im Land, müssen wahlberechtigte Bürger/innen zu den Urnen schreiten. Wahlpflicht gilt von 18 bis 70 Jahre, ohne Wahlpflicht, das heißt freiwillig, von 16 und 17 sowie ab 70 Jahren. In anderen Ländern küren die jeweiligen politischen Parteien ihre Kandidaten, meistens freiwillig ohne Wahlpflicht. Politische Parteien agieren nach anderen Prinzipien als in Argentinien.

			Zahlreiche Umfragen über die Wahlchancen der Vorkandidaten haben nach den jüngsten Wahlen mit Stichwahlen in der autonomen Stadt Buenos Aires bewiesen, dass sie keinesfalls so aussagekräftig sind, wie es bisher angenommen worden war, was möglicherweise auf der Methode beruht, meistens Personen zu befragen, die ein Netztelefon haben, wogegen über 50 Millionen Handys nicht befragt werden. Das gilt auch für die PASO-Wahlen.

			Hauptvorkandidaten sind für die Regierungspartei Siegesfront (FpV), in der die traditionelle Gerechtigkeitspartei, Spanisch „Partido Justicialista“, allgemein als Peronisten bekannt, dominiert, Daniel Scioli, bisher Gouverneur der Provinz Buenos Aires, die fast 40 Prozent der landesweiten Wählerschaft beherbergt, für die Präsidentschaft mit Carlos Zannini, derzeit engster Mitarbeiter der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner in seiner Eigenschaft als technischer und legaler Sekretär. Zannini wurde Scioli als Vizekandidat aufoktroyiert. Sein Gegenspieler in den PASO-Wahlen war Innen- und Transportminister Florencio Randazzo gewesen, bis er auf Befehl der Präsidenten seine Kandidatur aufgeben musste und sich für kein anderes Wahlamt stellte. Insofern sind die Vorwahlen für Scioli und Zannini nur ein Spaziergang. Ob diese wahltaktische Entscheidung der Präsidentin zugunsten von Scioli/Zannini wirken wird, muss sich erst in den Oktober- bzw. Novemberwahlen zeigen.

			Konkurrenzkandidaten innerhalb einer Partei oder einer Allianz mögen unentschiedene Wähler/innen ansprechen. Das Konstrukt einer Allianz mit drei Vorkandidaten, der UCR-Radikale Ernesto Sanz, Mauricio Macri für seine PRO-Partei und Elisa, genannt Lilita, Carrió für ihre Bürgerliche Koalition („Coalición Cívica“, im Kürzel CC) ist eine Neuigkeit in der argentinischen Politik. Eine neue Partei, genannt „Frente Renovador“ des vormaligen Bürgermeisters von Tigre Sergio Massa gilt laut Umfragen als drittbester Vorkandidat nach der Regierungspartei und der Allianz. Die Verhandlungen zwischen Macri und Massa scheiterten, anderenfalls nicht drei, sondern vier Kandidaten im Bund gewesen wären und entsprechend höhere Chancen gehabt haben würden, die Regierungskandidaten zu überflügeln und die Oktoberwahlen zu gewinnen, gegebenenfalls in den Stichwahlen im November anzutreten. Die mögliche Allianz von vier Vorkandidaten, bei der nur einer als Sieger antreten könnte, spielt der Regierungsformel Scioli/Zannini eine bessere Chance zu, die Wahlen zu gewinnen.

			Andere Kandidaten haben laut Umfragen überhaupt keine Chancen, die hier aufgezählten Allianzen zu überflügeln, derweil sie sich an der Wahlpropaganda mit Regierungsgeldern erfreuen und ihre Gesichter in Plakaten und Werbung im Fernsehen zeigen. Der Gouverneur von Córdoba José Manuel de la Sota tritt in den Vorwahlen gegen Sergio Massa an, so dass bei den PASO-Wahlen nur einer von beiden im Oktober antreten kann. Sonstige Kandidaten aus dem linken Spektrum treten unter „ferner liefen“ an. Einige werden wahrscheinlich nicht einmal die Sperrklausel von mindestens 1,5 Prozent aller Wahlstimmen überwinden.
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			Der Mythos der Bomben

			Von Lars Nicolaysen, Johannes Schmitt-Tegge und Pat Reber

			Hunderttausende Menschenleben hat das nukleare Inferno von Hiroshima und Nagasaki auf einen Schlag ausgelöscht. Warum geschah das? Heute, 70 Jahre danach, glauben noch immer viele in den USA der offiziellen Lesart: Dass die Atombombe am 6. August 1945 auf Hiroshima und eine weitere drei Tage später auf Nagasaki eine Invasion Japans überflüssig gemacht habe - und dadurch Hunderttausenden US-amerikanischen Soldaten und Zehntausenden japanischen Zivilisten das Leben gerettet habe. Doch stimmt das? Tatsache ist, dass Japan bereits am Boden lag, als die Bomben fielen.

			Für namhafte Historiker wie Tsuyoshi Hasegawa von der University of California ist es denn auch nicht Hiroshima gewesen, sondern vielmehr die Kriegserklärung der Sowjetunion an Japan am 8. August 1945, die Kaiser Hirohito und sein Militär am 15. August kapitulieren ließ.

			Tatsächlich scheint die japanische Führung von den Zerstörungen in Hiroshima nicht sonderlich beeindruckt gewesen zu sein. „Es gab keine Krisensitzung (des Obersten Kriegsrats in Japan) nach Hiroshima“,, erklärt der US-Friedensforscher Ward Wilson der Deutschen Presse-Agentur. Für Japans Führung sei es bloß eine weitere Zerstörung einer Stadt mit Brandbomben gewesen. Schon in den Wochen vor Hiroshima hatte das US-Militär mehr als 60 Städte, darunter Tokio, mit den heftigsten Bombardements der Kriegsgeschichte überzogen.

			Japan war klar, dass der Krieg nicht mehr zu gewinnen war. Es galt nur noch, ihn zu den bestmöglichen Bedingungen zu beenden. „Für die japanische Regierung war das Beharren auf bedingungsloser Kapitulation das größte Problem, da der Erhalt der mit der japanischen Nation gleichgesetzten Monarchie dadurch infrage gestellt war“, schreibt der Japan-Experte Florian Coulmas. Tatsächlich habe es auf japanischer Seite Bemühungen um einen Verhandlungsfrieden gegeben. Seit Mai führte Tokio Gespräche mit der neutralen Sowjetunion. Man hoffte auf Moskau als Vermittler.

			Eine weitere Option war, den Krieg gegen die Alliierten bis zum letzten Blutstropfen weiterzuführen. Auch als die Bombe auf Hiroshima fiel, standen Japan weiter beide Optionen offen. Erst als sowjetische Truppen in die Mandschurei einmarschierten, wurde der japanischen Führung die Aussichtslosigkeit der Lage klar. Erst jetzt, am Morgen des 9. August, begann Japans Oberster Kriegsrat, die bedingungslose Kapitulation zu diskutieren.

			Am selben Tag warfen die Amerikaner eine zweite Atombombe auf Nagasaki. Doch zu dem Zeitpunkt tagte der Kriegsrat bereits. „Der Eintritt der Sowjets in den Krieg spielte in der Tat eine größere Rolle als die Atombomben dabei, Japan zur Kapitulation zu veranlassen“, schlussfolgert denn auch Professor Hasegawa.

			Für US-Präsident Harry Truman dürfte es die schwierigste Entscheidung seines Lebens gewesen sein. Denn es gab genügend Gründe, die gegen einen Abwurf der Atombombe sprachen: Bereits Mitte des Jahres 1944 wurde in den USA deutlich, dass die Kapitulation der Japaner nur noch eine Frage der Zeit war. Mit der für Oktober 1945 geplanten Operation „Downfall“ hofften die Amerikaner, Japan zu überwältigen und letztlich in die Knie zu zwingen. Die Invasion, die mit einem Angriff auf die Insel Kyushu beginnen sollte, blieb bis wenige Wochen vor dem Abwurf über Hiroshima der amerikanische Plan der Wahl.

			Doch letztlich hatte für den erst im April 1945 angetretenen Truman vor allem Eines Priorität: dem Krieg so schnell wie möglich, mit so wenigen amerikanischen Opfern und so geringen Kosten wie möglich ein Ende zu bereiten. Dies sei „allumfassender“ Zweck gewesen, als die Atombombe fertiggestellt war, schreibt Nathan Donohue beim Center for Strategic and International Studies (CSIS). Zudem musste Truman die immensen Kosten des Nuklearwaffen-Programms rechtfertigen: Bis Ende 1945 hatte es satte 1,9 Milliarden Dollar verschlungen - was heute knapp 25 Milliarden Dollar entspräche.

			Nach Einschätzung von Historiker Samuel Walker entschieden die USA sich auch für den Abwurf, um den Sowjets ihre Stärke unter Beweis zu stellen. Hiroshima wurde angesichts der sowjetischen Kontrolle Osteuropas und des nahenden Kriegsendes eine wichtige Kampfansage an Moskau.

			Zudem hatte sich die Bombardierung von Zivilisten 1945 tragischerweise als gängige Praxis durchgesetzt. Und nicht zuletzt suchte Washington nach einer passenden Antwort auf die japanische Attacke auf Pearl Harbor von 1941. Als ein General den Einsatz der Atombombe infragestellte, antwortete ihm Truman: „Wenn Du mit einer Bestie fertig werden musst, musst Du es wie eine Bestie behandeln.“

			In Japan ist die Geschichte der Atombomben unvermeidlich durch die Opferperspektive bestimmt. Dass Hiroshima eine „gerechte Strafe“ für Japans Aggressionskrieg gewesen sei, akzeptieren nur wenige. Japan habe zwar Unrecht begangen. Trotzdem seien die Atombomben Verbrechen an unschuldigen Zivilisten gewesen. Hätte Japan sie vermeiden können?

			Historiker werfen der von den Militärs dominierten Regierung vor, dass sie der eigenen Bevölkerung den Krieg mit ihrer unnachgiebigen Position, eine bedingungslose Kapitulation nicht zu akzeptieren, so lange zugemutet habe. Dem Historiker Herbert Blix zufolge war Kaiser Hirohito, den die Japaner als Gott verehrten, daran maßgeblich beteiligt. „Gemeinsam mit den militaristischen Falken in seiner Regierung ist er für die Toten von Hiroshima und Nagasaki mitverantwortlich“, schlussfolgert denn auch Japan-Experte Coulmas. (dpa)
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			Randglossen

			Der politische Skandal über eine mögliche, aber unbewiesene Beteiligung des amtierenden Kabinettschefs Aníbal Fernández, gleichzeitig Kandidat für das Amt des Gouverneurs der Provinz  Buenos Aires, gegen seinen Parteikollegen Julián Domínguez, derzeit Vorsitzender der nationalen Deputiertenkammer, hat die politische Szene Argentiniens in Hinblick auf die PASO-Wahlen von übermorgen deutlich überschattet. Niemand kann mangels Umfragen, deren Veröffentlichung ab heute verboten ist, ermitteln, ob Fernández Stimmen zugunsten von Domínguez eingebüßt hat, was wahrscheinlich, aber nicht sicher ist. Ab Montag werden die Zählungen der Stimmen das Rätsel lösen.

			In den PASO-Vorwahlen wird außer Kandidaten für zahlreiche Wahlämter auch für die Kandidaten Argentiniens für bezahlte Ämter als Vertreter Argentiniens im Parlament des Mercosur, genannt im Kürzel Parlasur, gewählt. Dieses Parlament, das dem Europäischen Parlament nachempfunden ist, wird erst in einigen Jahren funktionieren, aber die gewählten Parlamentariern werden ihre Gehälter ab sofort beziehen und die argentinische Staatskasse unnötigerweise belasten. Im Volksmund werden solche Bedamte, die Gehälter beziehen, aber nicht arbeiten, als „Ñoquis“ bezeichnet. Gegen diesen korrupten Irrsinn können sich die Wähler/innen nur verteidigen, indem sie sogenannte weiße Stimmzettel der Wahlzettel für andere Ämter ausschneiden, was als weiße Stimmzettel verbucht wird und zeigen würde, dass die Wähler/innen sich gegen diesen korrupten Unsinn wehren.

			Es ist ja wohl doch eine riesengroße Ungerechtigkeit: Ausländer dürfen in Argentinien nicht wählen. Gleichwohl sind sie aber den Einschränkungen, die der argentinische Gesetzgeber für den Wahltag vorschreibt, voll unterworfen. Wenn beispielsweise ein Tourist an diesem Samstagabend sich ein Fläschchen Wein im Supermarkt kaufen will, dann wird ihm dies mit Hinweis auf die am Folgetag anstehenden Vorwahlen verwehrt. Absurd. Möglicherweise hätte dieser Stadtbesucher noch nicht einmal gewusst, dass Wahlen sind. Oder auch diejenigen Ausländer, die schon länger im Land leben. In welcher Weise könnten sie den Urnengang negativ beeinflussen? Selbst wenn einer von ihnen am Sonntag einen so heftigen Kater haben sollte, dass er nicht in der Lage wäre, ein Kreuz auf einem Stimmzettel zu machen - wählen dürfte er ja eh nicht. Wenn sie schon nicht mit abstimmen dürfen, sollte man ihnen doch zumindest die mit der Wahl verbundenen Sanktionen erlassen. Oder nicht?

			Die deutsche Journalistin Anja Reschke hat in einer Nachrichtensendung im Fernsehen am Mittwoch fremdenfeindliche Online-Kommentare kritisiert. „Die Hass-Schreiber müssen kapieren, dass diese Gesellschaft das nicht toleriert.“ Der Beitrag wurde bei Facebook millionenfach aufgerufen. Am häufigsten mit „Gefällt mir“ angeklickt wurde allerdings Folgendes: „Ich denke nicht, dass das ... alles Nazis sind“. Im Internet gegen Nazis vorzugehen, scheint keine gute Idee zu sein. Zum Glück schaufeln die sich in der virtuellen Welt ihr eigenes Grab mit fremdenfeindlichen Tiraden, die peinlicher kaum sein könnten. So geschehen bei der NPD Trier, bei Youtube leicht zu finden!
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			Pensionen um 12,49% erhöht

			Am Mittwochmittag gab die Präsidentin Cristina Kirchner in einer Fernsehsendung bekannt, dass die Pensionen und Hinterbliebenenrenten im September um 12,49% erhöht werden. Wenn man auch die Zunahmen von 18,26% berücksichtigt, die im März erfolgte, dann ergibt sich für das Jahr eine Zunahme von insgesamt 33,03%, was mehr als die Inflation ist. Die Mindestpension steigt somit von $ 3.821 auf $ 4.299, die Höchstpension von $ 27.000 auf $ 31.000, und die Durchschnittspension von $ 6.811 auf $ 7.761. 

			Die Zunahmen werden laut Gesetz 26.417 auf der Grundlage des Durchschnitts der Zunahme der Löhne und der Einnahmen des Rentensystems des letzten Halbjahres berechnet. Da die Einnahmen aus Beiträgen von Arbeitnehmern und Unternehmen und auch die Einnahmen aus Beteiligung an der Gewinnsteuer, der MwSt. und der Brenstoffsteuer über die Inflation hinaus gestiegen sind, hat dies die Pensionen jetzt mitgezogen. Die Einnahmen des Systems beruhen etwa je zur Hälfte aus Beiträgen und Beteiligungen an den genannten Steuern. Die Zahl der Beitragenden stieg von 4,53 Mio. im April 2002 um 153% auf 11,44 Mio. im April 2015, so dass auch die Einnahmen des Rentensystems entsprechend stiegen.

			Die Pensionäre und Hinterbliebenenrenter sind über 8 Mio., und die neuen Zulagen machen $ 174,82 Mrd. aus. Insgesamt werden für diesen Zweck 2015 $ 551,53 Mrd. eingesetzt. Das System deckt gegenwärtig 97% der Personen, die das Pensionierungsalter (65 Jahre bei Männern und 60 Jahre bei Frauen) überschritten haben, während es früher knapp über 60% waren. Die Zunahme fand über zwei Moratorien statt, die Personen, die die Altersgrenze überschritten hatten, jedoch die Beiträge während ihres aktiven Lebens gar nicht oder nur teilweise bezahlt hatten, erlaubte, eine Mindestpension zu erhalten, wobei die geschuldeten Beträge in monatlichen Raten abgezogen wurden, das erste Mal ohne Indexierung, das zweite mit. Im Wesen wurde das Pensionierungssystem zum Teil in eine Altersversicherung umgewandelt. CFK rechtfertigte diese Moratorien mit dem Argument, dass diese Menschen schliesslich über die MwSt u.a. indirekte Steuern, die sie in ihrem Leben gezahlt haben, auch zum Pensionierungssystem beigetragen haben.

			CFK wies darauf hin, dass die Mindespension, in Dollar umgerechnet, im Jahr 2003 u$s 61,26 betrug, 2009 u$s 217 und jetzt u$s 470. In Pesos nahm die Mindestpension zwischen März 2003 und September 2015 um 2.760% zu, während die durchschnittliche Pension nur um 1.560% stieg. Unter den Kirchners fand eine betonte Umverteilung zu Gunsten der niedrigen Renten statt, wobei die hohen unter der Inflation zurückblieben.
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			Steuereinnahmen im Juli: +36,3%

			Die gesamten Steuereinnahmen (im weiteren Sinn) des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im Juli 2015 $ 146 Mrd., 36,3% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 7 Monaten 2015 waren es $ 867,05 Mrd., 32,1% mehr als im Vorjahr. Die prozentual höchste Zunahme verzeichnet die Gewinnsteuer, deren Erlös im Juli jedoch leicht unter dem der MwSt lag. Die Zunahme der Steuereinnahmen lag über der Inflation, gemessen mit den privaten Indices der Konsumentenpreise, so dass auch eine reale Zunahme stattfand, was bei einem stagnierenden BIP einen Erhöhung der Steuerbelastung bedeutet. 

			Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 33,33 Mrd., +52% über dem Vorjahr. Die Zunahme ist eine direkte Folge der Inflation, weil das steuerfreie Minimum und auch die progressive Skala nicht gemäss der Inflation berichtigt wurden, und auch keine Inflationskorrektur der Steuerbilanzen besteht, so dass die Steuer auch reine Buchgewinne erfasst. Bezogen auf den effektiven Gewinn, steigt der Steuersatz dabei in vielen Fällen von 35% auf über 50%. Beim Mittelstand führt dieser Zustand dazu, dass der Steuerbetrag, bezogen auf das versteuerte Einkommen, sich immer mehr dem Höchstsatz von 35% nähert, und in sehr vielen Fällen in zwei Jahren um über 10 Prozentpunkte gestiegen ist. Personen mit hohem Einkommen zahlten ohnehin schon in Vorjahren einen Satz, der nahe des Hochstsatzes liegt, so dass sich für sie kaum etwas verändert. Abgesehen davon trägt das integrale Informatiksystem, das im letzten Jahrzehnt (und besonders in den letzten Jahren) bei der AFIP eingeführt wurde, besonders bei der Gewinnsteuer, zu einer besseren Erfassung der Steuerzahler bei, wobei Verspätung bei Zahlungen sofort aufgedeckt und die Hinterziehung in vielen Fällen erschwert wird, u.a. weil die Kontrollbeamten direkten Zugang zu den Steuererklärungen haben, die jetzt per Internet vorgelegt werden. 

			- Mehrwertsteuer: $ 36,91 Mrd., +28,3%. Dabei nahm der direkt vom Steueramt eingenommene Betrag um 31,7% zu, der vom Steueramt einbehaltene nur um 26,8%. Bei der MwSt. hat sich auch der dank des Finanzierungsprogrammes „Ahora 12“ gestiegene Umsatz bei dauerhaften Konsumgütern ausgewirkt.

			- Exportzölle: $ 10,76 Mrd., +14,9%. Die Zunahme liegt unter der Abwertung der letzten 12 Monate, was bedeutet, dass der Dollarbetrag gefallen ist. Das sollte bei der höheren Ernte von Getreide und Ölsaat dieses Jahres nicht sein. Einmal hat sich der Preisrückgang auf dem Weltmarkt ausgewirkt, und dann lagern die Landwirte einen grossen Teil der Ernte, in Erwartung besserer Preise, weil sie mit einem Abwertungssprung rechnen, spätestens nach dem Regierungswechsel

			- Importzölle: $ 3,24 Mrd., +20,1%. Auch hier fand real eine Abnahme statt, weil der Import gehemmt wird.

			- Benzinsteuer: $ 2,21 Mrd., +39,6%. Hier kommt die starke Preiszunahme zum Ausdruck, wobei die Nachfrage faktisch unverändert blieb.

			- Schecksteuer: $ 8,83 Mrd., + 27,5%. Diese Steuer hält Schritt mit der Inflation.

			- Sozialabgaben: $ 45,09 Mrd., +40,7%. Diese Einnahmen beziehen sich zum allergrössten Teil auf Beiträge zum Pensionierungssystem. Die starke Zunahme deutet auf Lohnerhöhungen, eine Zunahme der eingetragenen Arbeitnehmer und eine bessere Eintreibung hin.  
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,215, um 7,59% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 33,84 Mrd., gegen u$s 33,92 Mrd. in der Vorwoche. Diese Reserven bestehen jedoch zunehmend aus chinesischen Yuan, die nur für Zahlungen von Importen u.a. aus China eingesetzt werden können. Der Betrag von Yan wird von privaten Wirtschaftlern auf umgerechnet u$s 8,5 Mrd. geschätzt. Die echten Reserven, die im Notall effektiv eingesetzt werden können, gehen ständig zurück und liegen irgendwo zwischen u$s 10 und u$s 12 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,45, zum 30.12.15 bei $ 9,93 und zum 31.03.16 bei 10,74. Der Terminkurs per Ende Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,30%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,95. Der Kurs für Geschäfte über Staatsbonds in Dollar, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“) schloss bei $ 13,53. Diese Geschäfte wurden vom Obersten Gerichtshof als legal erklärt, doch die ZB versucht Finanzanstalten, die sich damit befassen, einzuschüchtern.  

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 3,55% und lag 27,19% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 17,65% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,30% und ab Ende Dezember 2014 10,25%. Boden 2015 verloren 0,74% zur Vorwoche und lagen 6,69% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 10,70% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 212,93 (Vorwoche $ 214,48) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 304,19 (Vorwoche $ 306,41).

			***

			Der Rhythmus der monetären Expansion nimmt weiter zu. In 12 Monaten zum 24.7.15 stieg der Betrag der Pesoscheine in Händen des Publikums um 37,08%. Die monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in dieser Periode um 38,01%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 34,60%. Die gesamten Bankdepositen stiegen in 12 Monaten um 34,54% auf $ ,1,1 Bio., und die gesamten Kredite um 27,86% auf $ 699,27 Mrd.

			***

			Der Einzelhandelsumsatz lag in konstanten Werten (also in Mengen) im Juli um 1,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, und verzeichnet somit die achte monatliche interanuelle Zunahme in Folge, berichtet der Verband CAME (Confederación Argentina de la Mediana Empresa), der besonders den Einzelhandel vertritt. Die Zunahme wurde einmal durch das Programm „Ahora12“ herbeigeführt, das sich auf zinslose Kredite auf 12 Monate bezieht, und dann durch den 13. halben Jahreslohn, der im Juni bezahlt wurde.  

			***

			Die US-Justiz entscheidet am kommenden 12. August, ob die Titel aus der Serie Bonar 24 ebenfalls als Bestandteil der Auslandsschulden aufgefasst werden sollen, so dass sie unter die Klausel „pari passu“ fallen, die laut Urteil von Richter Griesa bestimmt, dass der argentinische Staat bei Zahlung der Zinsen auf die Wertpapiere auch Zahlungen an die Holdouts leisten muss, die den Prozess gewonnen haben. Der Fonds Aurelius hat diese Forderung gestellt. Er vertritt die Meinung, dass diese Papiere von der Republik Argentinien in Dollar ausgestellt sind und über Finanzinstitutionen im Ausland verhandelt werden, und sich daher unter internationalen Zuständigkeit befinden. Sollte sich der US-Richter dem Argument von Aurelius anschliessen, würde Argentinien ein wichtiges Instrument für ihre Finanzierung im Ausland verlieren. 

			***

			Die Beschäftigung in der Bauindustrie hat im Mai weiter angezogen. 429.902 Arbeitsplätze sind zum Monatsende formell gemeldet worden, teilte das Institut Ieric. Die Beschäftigtenzahl lag um 5,3% über die letzten Novemberzahlen. November ist der Monat mit der traditionell höchsten Beschäftigungsrate in der Bauindustrie. 

			***

			Die Handelstätigkeit in der Provinz Buenos Aires lag im vergangenen Juni innerjährlich um 2,3% über den Wert von 2014, berichtet der Wirtschaftsverband der Provinz Buenos Aires, FEBA. Die Lebensmittelverkäufe gingen in diesem Zeitabschnitt um 3% zurück, doch Bekleidung hat um 7,8% zugenommen. 

			***

			Der Preis für Rindfleisch, den die Konsumenten in der Bundeshauptstadt und Umgebung zahlen, stieg im Juli um 4,4%, hat das (staatliche) Institut für die Förderung des Rindfleisches (IPCVA) ermittelt. Dennoch lag die Zunahme in 12 Monaten nur bei 23,6%. 

			***

			Die Provinz Mendoza hat über Puente und die Bank der Provinz Buenos Aires Schuldscheine der Serie III mit Laufzeit bis kommenden September und Oktober zu einem gemischten Zinssatz auf dem Markt gebracht, und dafür $ 232,2 Mio. erhalten.

			***

			Die Nachfrage nach Strom ist im Juli um 3,3% gestiegen. Wie das Beobachtungsbüro für Energie, Technologie und Infrastruktur Oetec berichtet, wurde im Verlauf des ersten Halbjahres 5% mehr Energie als im Vorjahr verbraucht. Die Gesamtleistung des argentinischen Stromnetztes liegt zur Zeit bei 32.737 Mw.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank beteiligt sich an der  Finanzierung eines Energie-Effizienzprogramms mit u$s 14,6 Mio. Am Programm zur Reduzierung der Treibhausgase nimmt ebenfalls der argentinische Staat mit u$s 70,7 Mio. teil.

			***

			Der bilaterale Handel mit Brasilien ist im Juli innerjährlich um 14,7% zurückgegangen. Während die Exporte um 27,1% eingebrochen sind,  fielen die Importe aus dem Nachbarland um 2,3%. Brasilien erreichte einen Handelsüberschuss von u$s 317 Mio. In 7 Monaten 2015 lag das das Defizit für Argentinien bei u$s 1,24 Mrd. In diesem Jahr hat Brasilien seine Währung, den Real, um 40% gegenüber dem Dollar abgewertet, während die Abwertung in Argentinien nur 7,5% betrug. Somit sind argentinische Produkte in Brasilien  wesentlich teurer geworden, und umgekehrt, brasilianische in Argentinien viel billiger.

			***

			Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln der ZB vom Dienstag erreichten die Offerten $ 12,16 Mrd. (Vorwoche: $ 10,71 Mrd.), von denen fast der gesamte Betrag angenommen wurde. Gleichzeitig wurden bestehende Lebac für $ 10,44 Mrd amortisiert, so dass der Lebac-Bestand um $ 1,67 Mrd auf $ 326,93 Mrd. zunahm. Die Zinsen lagen bei 84 Tagen bei 25,81%, bei 112 Tagen bei 26,27% und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 28,25% für 252 Tage. An Dollarwechseln wurden u$s 218,5 Mio. untergebracht, bei Amortisationen von u$s 193 Mio, so dass der Bestand um $ 26 Mio. auf $ 1,80 Mrd. zunahm.

			***

			Die Fristdepositen der Banken, die zum 24.7.15 $ 466,6 Mrd. erreichten, nahmen in der Vorwoche um $ 5,9 Mrd. zu. Die Zunahme ist eine Folge der von der ZB angeordneten Zinserhöhung und der Zulassung von Depositen von AGs und GmbHs.

			***

			Der Fischfang ist im Juni gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 31% eingebrochen. Für die Fischerei war das zurückliegende erste Halbjahr mit einem Rückgang von 8,8% sehr schwach, berichtet das Beratungsbüro Economía & Regiones. Die Zahlen belegen diesen Trend: so gingen der Fang von Tintenfisch(-78%), Krabben (-27,5%) und Seehecht (-12%) deutlich zurück. Fisch wurde im gleichen Zeitraum für u$s 649 Mio. exportiert, ein Minus von 1% gegenüber dem ersten Halbjahr 2014. 

			***

			Die Kfz-Produktion lag im Juli mit 45.253 Einheiten um 8,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und in sieben Monaten bei 315.526 Einheiten, 11,8% weniger als im Vorjahr. Der Export lag im Juli bei 21.817 Kfz, 9,4% weniger als im Vorjahr, und in 7 Monaten bei 120.616 Einheiten, 29,8% unter dem Vorjahr. Hier kommt die Krise in Brasilien voll zum Ausdruck. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen im Juli 56.213 Einheiten, 3,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Im 1. Halbjahr lagen die Lieferungen jedoch mit 348.061 Kfz um 3,5% unter dem Vorjahr.

			***

			Im Juli wurden 59.777 neue Kfz (Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge) in das offizielle Register eingetragen, 3,3% mehr als im Juni 2015, aber 2,7% unter Juli 2014, teilt der Agenturenverband ACARA mit. Dies entspricht dem Verkauf an die Kunden. In den ersten sieben Monaten des Jahres wurden 376.825 Kfz an das Publikum verkauft, 15% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Zahl der notariellen Übertragungen von Immobilien in der Stadt Buenos Aires lag im Juni 2015 bei 3364, 6,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das Kollegium der Notare der Stadt mit. Im ersten Halbjahr waren es somit 3,1% mehr als im Vorjahr. In Werten waren es im Juni $ 4,03 Mrd 66,4% mehr als im Vorjahr. Im 1. Halbjahr wurde ein Betrag von $ 15,11 Mrd erreicht, 30,5% über dem Vorjahr. Seit März besteht im interanuellen Vergleich eine Zunahme. Nachdem der Einsatz von Cedin-Zertifikaten, die den Kauf mit schwarzen Dollarguthaben erlauben, reibungslos verläuft, besteht ein besonderer Anreiz für Immobilienkäufe.  

			*** 

			Im Juli wurden 37.737 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 1,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Fabrikanten Mottos mit. In sieben Monaten 2015 waren es 270.098 Einheiten, 7,8% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Gewerkschaft der Eisenbahnarbeiter, die „Unión Ferroviaria“, errreichte eine Lohnerhöhung von 41,35%, aber bei einem Abkommen auf 16 Monate. Die Erhöhung erfolgt in zwei Etappen: 27,8% rückwirkend ab 1.März, und 10,6% zusätzlich ab 1. Januar 2016. Doch die Gewerkschaft der Lokomotivenführer, „La Fraternidad“ gelangte noch nicht zu einem Abkommen und droht mit Streik.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Europas grösstes Finanzinstitut HSBC präsentierte zum Wochenanfang einen Käufer für sein Brasilien-Geschäft. Es soll für u$s 5,2 Mrd. an die brasilianische Bank Bradesco gehen. Der Verkaufsvertrag wurde am 31. Juli abgeschlossen und soll voraussichtlich bis zum zweiten Quartal 2016 abgewickelt werden. (dpa) 

			***

			In der Metropolregion von São Paulo sind im Handel in der ersten Hälfte dieses Jahres insgesamt 24.078 Stellen weggefallen. Laut dem Handelsverband des Bundeslandes São Paulo (FecomercioSP) ist dies der stärkste Rückgang von Arbeitsplätzen in der Branche seit 2008. (Brazil News)

			***

			Ergebnislos sind die Verhandlungen von zwölf lateinamerikanischen Ländern, darunter Chile, Mexiko und Peru mit den USA hinsichtlich einer transpazifischen Handelsvereinbarung abgeschlossen worden. Die Eröffnung der Märkte für Milchprodukten sowie der PKW-Handel waren die grössten Hindernisse auf dem Weg zu einer Einigung. 

			***

			Mexikos staatliches Erdölunternehmen PEMEX trennt sich von 50% seiner Aktien von Gasoductos de Chihuahua. Infraestructura Energética Nova (Ienova) übernimmt diesen Anteil für u$s 1,33 Mrd. Ienova ist eine Filiale des US-Unternehmens Sempra Energy. 

			***

			Die brasilianische Bank Bradesco hat mit der britischen HSBC vereinbart, deren Filiale in Brasilien für u$s 5,2 Mrd. zu übernehmen. Damit steigt Bradesco auf Platz zwei der brasilianischen Banken auf. HSBC zählt mit 853 Filialen in 531 Gemeinden, und mit ca. 5 Mio. Kunden. Der Kauf umfasst HSBC Bank Brasil, Banco Multiplo und HSBC Servicos y Particpaciones.

			***

			Immer häufiger nutzen Menschen in Lateinamerika ihr Smartphone, um damit online einzukaufen. Das zeigt eine Studie des Rabatte-Anbieters Groupon, die unter 6000 Menschen in Brasilien, Argentinien, Kolumbien und Mexiko durchgeführt wurde. Im Schnitt lag die Kaufquote mittels Smartphone in diesen fünf Ländern bei 15,6%. Brasilien liegt dabei allein betrachtet über dem Durchschnitt und an der Spitze aller betrachteter Länder mit 20,6%. Argentinien liegt auf dem hintersten Platz mit nur 8%. Obwohl der Einkauf per Smartphone immer beliebter wird, ist nach wie vor der Computer das Hauptmedium, um im Internet shoppen zu gehen. Der Schnitt der Käufe per PC liegt in den fünf Ländern aktuell bei 78,7%. In Brasilien speziell liegt der Anteil bei 73,8 Prozent. Noch vor Brasilien kommen Argentinien (88,5%) und Chile mit 82,7%. (Brazil News)

			***

			Brasilien ächtzt unter einer schweren Wirtschaftskrise. Die Industrieproduktion des fünftgrößten Landes der Welt brach in den ersten sechs Monaten des Jahres um 6,3% ein, wie das nationale Statistikinstitut mitteilte. Es ist der stärkste Rückgang seit 2009, besonders der Autobau (-20,7%) und der Elektroniksektor (-27,8%) schwächelten.  (dpa)

			***

			Das hoch verschuldete Puerto Rico ist in Zahlungsverzug geraten. Eine öffentliche Anleihe der staatlichen Public Finance Corporation (PFC) über insgesamt u$s 58 Mio. sei nur mit u$s 628 000 bedient worden, teilte die Entwicklungsbank von Puerto Rico am Montag mit. Die nötigen Mittel seien nicht vorhanden, hieß es in einer Stellungnahme. Die Ratingagentur Moody’s erklärte daraufhin laut US-Medien den Zahlungsausfall. Das Land hat insgesamt einen Schuldenberg von rund u$s 72 Mrd. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Telecom

			Das Telefonunternehmen beendete während des ersten Halbjahres einen Investitionsplan i.H. von $4,696 Mrd. Von diesem Betrag ist fast die Häfte für die Zahlung der 4G Lizenzen verwendet worden. Dieses modernste Netz ist schon in 18 argentinischen Städten verfügbar. Im gleichen Zeitraum lag der Reingewinn von Telecom Argentina bei $ 1,956 Mrd.,  8% mehr als noch vor einem Jahr. 

			Tenaris

			Dieser Konzern, der weltweit grösste Fabrikant von nahtlosen Stahlröhren, der zur Techint-Gruppe gehört und in Argentinien über das Röhrenwerk Siderca (im Vorort Campana) vertreten ist, weist im zweiten Quartal 2015 einen Umsatz von u$s 1,87 Mrd. aus, 30% unter dem Vorjahr. Der Gewinn ging dabei um 83% auf nur u$s 72 Mio. zurück. Diese Entwicklung ist eine direkte Folge des starken Rückganges des Erdölpreises, der neue Bohrungen, bei denen diese Röhren verwendet werden, gebremst hat.

			YPF

			Das staatliche kontrollierte Erdölunternehmen wies im 2. Quartal 2015 einen Gewinn von $ 2,3 Mrd. aus, 50,5% über dem Vorjahr. Im ersten Halbjahr lag der Gewinn jedoch etwa gleich hoch wie im Vorjahr. Der reine Betriebsgewinn lag im 2. Quartal um 6,3% unter dem Vorjahr. Der Gesamtgewinn war demnach vorwiegend finanziell. Der Umsatz betrug im 2. Quartal 2015 $ 39,56 Mrd., nur 12% über der gleichen Vorjahresperiode. Die Erdölförderung lag im 2. Quartal um 2,6% über dem Vorjahr und die Investitionen waren um 33,2% höher, teilte das Unternehmen der Börse von Buenos Aires mit. 

			Pan American Energy

			Dieses Erdölunternehmen erhielt von der Internationalen Finanzkörperschaft (IFC), eine Weltbanktochter für Finanzierung von Privatunternehmen, ein Darlehen über u$s 520 Mio. für die Produktionssteigerung von Erdöl und Erdgas in den Gebieten um Cerro Dragón, Golfo San Jorge, in der Provinz Chubut, und Lindero Atravesando, in der Provinz Neuquén. U$S 120 Mio. wurden zu sieben Jahren vergeben. Die restlichen u$s 400 Mio. haben eine Laufzeit von fünf Jahren. Das Unternehmen wird von Alejandro und Carlos Bulgheroni geleitet, hat jedoch auch British Petyroleum und ein chinesisches Erdölunternehmen als Partner.

			Fontenla

			In einer Videokonferenz im Regierunsgebäude erläuterte CFK die Investition von $ 58 Mio. im neuen Show-room dieser Firma im Möbelpol im Vorort Berazategui, von 6.000 qm. Insgesamt sollen es schliesslich 10.800 qm sein. Fontenla widmet sich der Erzeugung von Qualitätsmöbeln für Wohnungen, Hotels, Büros und Gaststätten. Das Unternehmen wurde 1948 von der gleichnamigen Familie gegründet, und betreibt heute Fabriken in Villa Lugano, Puerto Madero (Bundeshauptstadt), sowie in Berazategui, und hat ausserdem fünf Verkaufslokale in der Bundeshauptstadt und Bahía Blanca. Der Umsatz stieg von $ 6,7 Mio. 2002 auf $ 100 Mio. 2014, und die Belegschaft von 100 auf 200 Personen. Dieses Jahr wurde die Firma vom Programm „Ahora 12“ begünstigt, das weiche Kredite auch für den Kauf von Möbeln vorsieht. Von September 2014 bis Juli 2015 betrug der Umsatz $ 25,45 Mio., bei 13,5 Mio. einzelnen Verkäufen.

			Mercedes Benz

			Am Mittwoch gab Präsidentin Cristina Kirchner in einer Fernsehansprache mit Videokonferenz in Verbindung zur Fabrik im Vorort La Matanza bekannt, dass Mercedes Benz Argentina $ 1,25 Mrd. in das neue Nutzfahrzeug Vito (mit Dieselmotor und Frontantrieb) investiert habe, dessen Produktion im Juli aufgenommen wurde, das im Oktober/November auf den lokalen Markt kommen soll, und ab November exportiert werde. CFK dankte dem Unternehmen, weil es in das Land vertraut und ein Produkt von hoher Qualität hier erzeugt.

			Für den Vito wurde eine neue Produktionslinie für die Blechteile errichtet, und auch die Montagelinie des Sprinter dem neuen Modell angepasst. Die Produktionslinien wurden zu 80% von lokalen Lieferanten (wie Prodismo, Fadicat und Manipul, mit weiteren 40 lokalen Kleinunternehmen) vollzogen. In drei Jahren ist vorgesehen, beim Vito eine Integration mit lokal erzeugten Teilen von 40% zu erreichen. Beim Sprinter wurden schon 50% erreicht. Vom Vito sollen dieses Jahr 2.800 und 2016 9.800 Einheiten erzeugt werden. Nächstes Jahr sollen 6.800 Einheiten des Vito exportiert werden, vorwiegend nach Brasilien, was einen Betrag von u$s 200 Mio. darstellt. 

			Die Vito-Modelle werden mit einem elektronischen Stabilitätsprogramm ausgestattet, das die Räder individuell bremst und das Rutschen vermeidet. Ausserdem haben sie ein System, das auf Ermüdung des Fahrers aufmerksam macht.

			

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11808.png]

			Die vergiftete Erbschaft und eine irreale Wahlkampagne

			Die Regierung, die am 10. Dezember antritt, sei es mit Scioli, Macri oder sonst jemandem als Präsident, steht sofort vor sehr schwierigen Problemen, die sie nicht mehr hinausschieben kann, wie es diese Regierung bisher getan hat und wohl weiter tun wird. Das wissen die Kandidaten bestimmt sehr gut, aber sie erwähnen es überhaupt nicht. Die Sprecher der Regierungspartei weisen darauf hin, dass mit Macri eine Anpassung („ajuste“) kommt, die einen hohen Preis für die Bevölkerung hat. Was sie nicht sagen, ist dass die Notwendigkeit der Anpassung auch bei einer Scioli-Regierung besteht, wobei das Problem für ihn politisch komplizierter als bei Macri sein würde, weil er versprochen hat, dass es nichts dergleichen geben werde, und eine rosige Zukunft in Aussicht stellt, auf der Grundlage der Fortsetzung der bestehenden Wirtschaftspolitik („das Modell“), die jedoch in eine Sackgasse geraten ist. Macri hingegen spricht von einer grundsätzlichen Änderung und kann dabei die Anpassung politisch besser verkaufen, weil er sie als unvermeidliche Konsequenz der K-Regierungen erklärt, was auch der Wahrheit entspricht. Aber auch Macri kann in der Wahlkampagne nicht von der Anpassung reden, weil er dann Wähler verlieren würde, und muss sich somit auf allgemeine Floskeln, wie der „Wechsel“ und „die Achtung des Volkes“ beschränken und seine erfolgreiche Tätigkeit als Regierungchef der Stadt Buenos Aires als Vorbild für das zeigen, was er auf nationaler Ebene zu tun gedenkt.

			Grundsätzlich bestehen für die zukünftige Regierung zwei Möglichkeiten: eine geordnete Anpassung, die für viele sehr hart sein wird, aber allgemein für die Gesellschaft tragbar wäre, oder eine ungeordnete Anpassung, mit Chaos, hoher Inflation und Konflikten aller Art, die für die Bevölkerung ein hohes Opfer darstellt. Im ersten Fall würde eventuell ein geringer BIP-Rückgang stattfinden, im zweiten ein sehr hoher. 2001 stellte sich eine ähnliche Alternative. Ricardo López Murphy hatte im März jenes Jahres, als er als Wirtschaftsminister antrat, das Problem klar erkannt und begann mit einer geordneten Anpassung, u.a. mit Kürzung der Renten um 13%. Doch Präsident Fernando de la Rúa begriff das Problem nicht und liess ihn fallen, statt ihm politische Rückendeckung zu geben. Danach wurde Domingo Cavallo zum Wirtschaftsminister ernannt, der statt einer Anpassung eine expansive Wirtschaftspolitik einleitete, die das Problem noch schlimmer machte und schliesslich zu einem Zusammenbruch führte, mit Default, Megaabwertung und einem Kaufkraftverlust von Löhnen, Gehältern, Renten und Einkommen der selbstständig Tätigen, die weit über jenen 13% von López Murphy lagen. Hinzu kam dann noch der Betrug an den Sparern, deren Dollardepositen zu einem irreal niedrigen Kurs in Pesos umgewandelt wurden, wobei auch Pesodepositen eingefroren wurden. Das alles oder zumindest sehr viel davon, wäre mit der geordneten Anpassung von López Murphy voraussichtlich vermieden worden. 

			Man hat jetzt den Eindruck, dass Macri eventuell eine geordnete Anpassung vollzieht, oder sich zumindest bemüht, in diese Richtung zu gehen, während Scioli den anderen Weg gehen und auf eine Katastrophe zusteuern würde. In dieser Beziehung ist auch die Rede davon, dass Scioli dann zurücktritt und Zannini antritt, der dann bewusst eine anderen Kurs einführt, nämlich mehr Staat, mit Verstaatlichungen und mehr Interventionismus, im Sinne eines marxistischen Konzeptes, das er zumindest in seiner Jugend als Maoist, der er war, vertreten hat. Es wäre nicht das erste Mal, dass ein Vizepräsident, der zum Präsidenten wird, den Kurs der Geschichte ändert. So war es bei Isabel Perón und auch vorher bei anderen Gelegenheiten. 

			Die Probleme, die auf die neue Regierung zukommen, sind im Prinzip folgende:

			- Das Defizit der Staatsfinanzen von 6% bis 8% des BIP kann nicht beibehalten werden, weil keine Finanzierungsmöglichkeit besteht. Die Steuereinnahmen können real nicht weiter erhöht werden, weil der Steuerdruck schon so stark erhöht wurde, dass er nicht tragbar ist. Somit müssen die Staatsausgaben gesenkt werden, und noch mehr, wenn Steuern verringert oder abgeschafft werden, wie es Macri u.a. andeuten. Diese Abnahme ist schmerzhaft, weil es dabei um eine drastische Verringerung der Subventonen für öffentliche Dienste (und somit Erhöhung der Tarife), der Zahl der Staatsangestellten, der Staatsinvestitionen, der Propagandausgaben, der Subventionen für Regierungsmedien (Wie Página/12, Tiempo Argentino und das Fernsehprogramm 678) geht. All das führt zu mehr Arbeitslosigkeit und verringert auch den Reallohn im allgemeinen.

			- Die Landwirtschaft im allgemeinen benötigt höhere Einnahmen, ganz besonders in den Grenzgebieten der sogenannten Pampa-Gegend, und noch mehr in Gegenden, in denen Kernobst, Oliven, Zitronen, Zucker u.a Produkte erzeugt werden. In vielen Fällen, an erster Stelle bei Äpfeln und Birnen im Tal des Rio Negro-Flusses, besteht eine tiefe Krise. Wenn all diesen Bereichen höhere Realeinnahmen gegeben werden, durch Abwertung, Verringerung oder Abschaffung der Exportzölle und andere Massnahmen, dann bedeutet das unmittelbar einen Einnahmeverlust der nicht landwirtschaftlichen Bereiche, was auch einen Reallohnverlust einschliesst. 

			- Diese Sachlage wird von den Gewerkschaften bestimmt nicht passiv hingenommen. Doch wenn dann versucht wird, den Reallohnverlust durch höhere nominelle Zunahmen auszugleichen, dann kommt eine Preis-Lohnspirale in Gang, die sich beschleunigt und in kurzer Zeit in Hyperinflation und Rezession mündet. Die kommende Regierung müsste eine Art Stillhalteabkommen mit den Gewerkschaften vereinbaren, was jedoch faktisch nur bei einer extremen Krisensituation von diesen angeommen wird. Ausserdem ergibt sich hier noch ein weiteres Problem: die Arbeitslosigkeit wird zunehmen, und um dem entgegenzuwirken muss die Arbeitsgesetzgebung geändert und flexibler gestaltet werden. Und dem widersetzen sich Gewerkschaften auch.

			- Das ungelöste Problem mit Gläubigern im Ausland, sowohl der Holdouts, wie der der zahlreichen Unternehmen, die Prozesse beim ICSID-Schiedsgericht führen, muss auch gelöst werden. Objektiv gesehen, führt dies zu einer Erhöhung der Staatsverschuldung in Devisen, deren voraussichtliche Grössenordnung für Argentinien tragbar ist. Aber politisch kommt ein Problem auf, nachdem CFK sich auf den Standpunkt gestellt hat, dass sie bestenfalls das Gleiche zahlt, das diejenigen erhalten haben, die sich der Umschuldung von 2005 angeschlossen haben, was die meisten Holdouts, besonders die, die den Prozess gegen den argentinischen Staat gewonnen haben, nicht annehmen. Für Scioli wäre das Problem politisch unlösbar, und für Macri auf alle Fälle nicht einfach.

			- Die Zahlungsbilanz befindet sich in einem Krisenzustand, der im Dezember noch akuter wird, und das erfordert Abwertung u.a. Massnahmen, die nicht einfach sind. Es müsste auf alle Fälle eine Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds geben, damit eine Politik zur Überwindung dieses Zustandes glaubhaft ist. Auch hier taucht ein politisches Problem auf, da die Kirchners den IWF verteufelt haben. Für Scioli stellt sich dabei eine viel schwierigere Lage als bei Macri.

			- Hinzu kommen dann noch mehrere Einzelprobleme, so das der Erdöl- und Gaswirtschaft. Doch all diese Probleme lassen sich nur lösen, wenn die oben aufgeführten Konflikte überwunden werden.

			Es erwarten uns gewiss nicht einfache Zeiten. Ob die Krisenlage sanft überwunden werden kann, oder ob es zu einer viel tieferen Krise kommen muss, bevor harte Massnahmen allgemein als notwendig angesehen werden, sei vorerst dahingestellt.
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			Die Rindfleischproduktion kann stark erhöht werden

			22 Verbände der Landwirtschaft und mit dieser verbundener Tätigkeiten, wie die Rindfleischindustrie und auch die Industrie, die Geflügel verarbeitet, haben einem von Fachleuten aufgestellten Programm zugestimmt, welches das Ziel verfolgt, die Rindfleischproduktion und den Export stark zu erhöhen. Die Studie soll den Präsidentschaftskandidaten vorgelegt werden, so dass sie und ihre Wirtschaftsberater dazu Stellung nehmen können. Das Programm wurde bisher nur in groben Zügen bekanntgegeben, so dass Dritte nicht zu den verschiedenen Punkten Stellung nehmen können. Eine allgemeine Diskussion würde den Vorschlag bestimmt verbessern.

			Im Wesen handelt es sich darum, dass Argentinien eine effektive Möglichkeit hat, die Rindfleischproduktion sehr stark zu erhöhen und dadurch den Export stark zu steigern, ohne die Produktion von Getreide und Ölsaat zu beeinträchtigen. Die Einführung des „feed lots“ hat ohnehin schon dazu geführt, dass die Rinderwirtschaft um die 10 Mio. Hektar an den Ackerbau abgegeben hat, die Mästungszeiten stark verkürzt wurden und die Tiere ein höheres Gewicht erreichen. Das Land braucht unbedingt höhere Exporte für ein haltbares wirtschaftiliches Wachstum, und hat hier eine effektive Möglichkeit, dazu beizutragen. Das Rindfleischangebot soll gemäss der Studie von gegenwärtig 2,7 Mio. Tonnen auf 4,3 Mio. im Jahr 2025 zunehmen.

			Der Rindfleischkonsum lag bis in die 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts über 70 kg pro Kopf, mit Spitzenwerten von über 90 kg. Schon in den 90er Jahren ist der interne Konsum auf etwas über 60 kg pro Kopf gesunken. 2003 waren es 61 kg und 2014 nur 58 kg. Hingegen ist der Konsum von Geflügelfleisch in dieser Periode von 17,7 auf 40,5 kg pro Kopf gestiegen, der von Schweinefleisch von einem Kilogramm auf 10,7 kg und der von Fisch von 0,7 auf 2 kg. Gesamthaft ist der Konsum von tierischem Protein von 80,3 kg 2003 auf 111,2 kg pro Kopf gestiegen. Dennoch wurde dieser Übergang von Rindfleisch auf andere Fleischarten nicht genutzt, um den Export zu erhöhen. 2003 wurde 14% des erzeugen Rindfleisches exportiert, und 2014 nur 7,6%.

			Der Rinderbestand ist ab 2007, als Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno begann, den Export zu kontingentieren, um etwa 20% gesunken. Gleichzeitig gaben 27.000 Viehzüchter auf, 127 Schlachthöfe wurden geschlossen und 22.000 Arbeitsplätze gingen verloren. Moreno wollte durch die Hemmung des Exportes eine hohes Angebot auf dem Binnenmarkt herbeiführen, was ihm auch gelungen ist. Dabei bestand grosser Druck auf die Preise, und die Landwirte verringerten den Kuhbestand um die 10 Mio. Tiere. In den letzten Jahren stieg der Preis wieder, weil das Angebot zurückgegangen war, so dass der Bestand sich leicht erholte und Mitte 2014 bei 51,6 Mio. Tieren lag, gegen 55,8 Mio. 2003 und über 60 Mio. Rindern einige Jahr vorher.

			Die vorgesehene Erhöhung der Rindfleischproduktion erfordert einmal einen höheren Rinderbestand, der bei höheren Preisen zustande kommt. Doch dann besteht noch eine Marge, um die Geburtenrate (Zahl der geborenen Kälber bezogen auf den Kuhbestand) zu erhöhen, die bei fortschrittlichen Landwirten über 80% und bei anderen unter 60% liegt. Und schliesslich geht es auch darum, dass die Rinder nur geschlachtet werden, wenn sie ein bestimmtes Gewicht erreicht haben. Das wurde schon von der Regierung vor einigen Jahren bestimmt, aber nie ganz eingehalten, wobei das Landwirtschaftsministerium auch nicht darüber berichtet.

			Die Verbände fordern, um die vorgesehen Produktionserhöhung erreichen zu können, die Abschaffung der Exportzölle und auch der Exportkontingente. Das bedeutet jedoch höhere Fleischpreise für den Binnenmarkt, so dass der lokale pro Kopf-Konsum abnimmt und noch stärker auf Geflügel- und Schweinefleisch, eventuell auch auf Fisch, übergeht. Indessen werden vornehmlich Lende („lomo“) und andere wertvolle Teile des Rinderleibes exportiert, während der interne Konsum andere vorzieht, wie den „asado“. Logischerweise müssten somit sämtliche Schlachthöfe einen Teil des Rinderleibes exportieren und einen anderen Teil auf dem Binnnemarkt unterbringen. Eine rationelle Exportpolitik erfordert daher, dass (fast) alle Schlachthäuser für den Export zugelassen sind, so dass dann bestimmte Teile zu hohen Preisen exportiert werden können, und dies erlaubt, andere relativ billiger auf dem Binnenmarkt unterzubringen.

			Doch in der Tat ist dies nicht so, obwohl ein Gesetz vom Jahr 1972 bestimmt, dass die Sanitätsbestimmungen für alle Schlachthöfe die Gleichen sein müssen. Es gibt somit in Argentinien Exportschlachthöfe, die streng kontrolliert werden (auch von EU-Kontrolleuren), und andere, die nur für den internen Markt tätig sind, und inbezug auf Sanität viel zu wünschen übrig lassen. Da das Rindfleisch schliesslich mit Hitzebehandlung für den Konsum zubereitet wird, sei es direkt über dem Feuer, oder im Ofen oder auf einer Pfanne, werden die Bakterien, die für die menschliche Gesundheit schädlich sind, ohnehin getötet, so dass das Problem der sanitären Bedingungen der Schlachthöfe hier nicht ernst genommen wird. 

			In den USA u.a. Ländern gibt es nur eine Art Schlachthöfe, die sich an die gleichen sanitären Normen halten, so dass alle je nach den Marktbedingungen und der Nachfrage nach den einzelnen Teilen des Rinderleibes exportieren und den internen Markt beliefern. Das bedeutet, dass ein eventueller Exportrückgang von der ganzen Fleischindustrie getragen wird und kein Problem darstellt. In Argentinien hingegen führt eine Abnahme der Exporte zu einer Krise bei den Exportschlachthöfen, von denen viele dann schliessen. Das war in letzter Zeit wieder der Fall. Dass die technologisch und vom Standpunkt der Sanität besten Schlachöfe schliessen, während die primitiveren verbleiben, hat gewiss keinen vernünftigen Sinn. Aber das war in den letzten Jahrzehnten die Regel.

			In den 90er Jahren, als Felipe Solá Landwirtschaftssekretär war, kam die Initiative auf, alle Schlachthöfe mit einem besonderen System von Wagen und Aufnahme der Information über das Gewicht ausgestattet werden sollten, um zu kontrollieren, wie viele Rinder geschlachtet wurden und wie viel Fleisch erzeugt wurde, wobei eine private Kontrollfirma für diesen Zweck verpflichtet werden sollte. Das hätte wahrscheinlich das Problem gelöst. Doch Solá, der ein sehr aktiver und erfolgreicher Landwirtschaftssekretär war, verliess dann dieses Amt (er wurde Deputierter und später Gouverneur der Provinz Buenos Aires, ein Amt, das er jetzt wieder anstrebt) und die Initiative versandete. Die Lobby der Schlachöfe, die sich dieser Modernisierung widersetzen, die sie nicht nur gezwungen hätte, die Sanitätsbedingungen zu achten, sondern auch einer strengen Kontrolle auf steuerlichem Gebiet geführt hätte, setzte sich einmal mehr durch.

			Ende der Vorwoche gab das Landwirtschaftsministerium die Einführung eines „integralen Schlachtungskontrollsystems“ (SIF, Sistema integral der faena) bekannt, das in einer zentralen Informatikplattform besteht, der sämtliche Schlachthöfe die täglich geschlachteten Rinder und die entsprechende Fleischproduktion über Internet mitteilen müssen. Das wäre ein erster Schritt in die richtige Richtung, da dabei theoretisch der schwarze Fleischhandel weitgehend verhindert wird. Das bedeutet, dass dann die Exportschlachtöfe, die keine Steuern hinterziehen (oder nur in geringem Ausmass), mit den Schlachthöfen konkurrieren können, die nur den Binnenmarkt beliefern und auf steuerlichem Gebiet so ungefähr tun, was sie wollen. Dennoch muss man etwas skeptisch sein. Solange die Schlachthöfe nicht mit den für die Kontrolle notwendigen Einrichtungen ausgerüstet werden und das System privat kontrolliert wird, wird es gewiss nicht so funktionieren, wie es sich Landwirtschaftsminister Casamiquela vorstellt.

			Zum Abschluss noch eine Bemerkung über die Exportmöglichkeiten. Argentinien wurde im letzten Jahrzehnt von anderen Ländern als Exporteur verdrängt. Besonders Brasilien erhöhte die Produktion sehr stark, aber auch Uruguay und Paraguay waren in dieser Beziehung erfolgreich. Doch jetzt bestehen allgemein weltweit, mit Ausnahme von Argentinien, begrenzte Möglichkeiten, die Rindfleischproduktion weiter zu erhöhen. Ausserdem ist China als neuer grosser und zunehmender Markt aufgetaucht und schon zu einem bedeutenden Kunden für Argentinien geworden. Je mehr China wächst und die Bevölkerung in einem moderne Wirtschaft eingliedert, umso mehr steigt der Rindfleischkonsum.

			Abgesehen davon besteht auch die Möglichkeit, mehr Fleisch nach den USA, der EU u.a. Ländern zu exportieren. Die USA hat unlängst die Quote für gekühltes Rindfleisch aus Argentinien wieder eingeführt, und die EU hat vor einigen Jahren eine Sonderquote (ähnlich wie die Hilton Quote) für zollfreie Einfuhr von Rindfleisch geschaffen, das in „feed-lots“ gemästet wurde. Doch beim Rindfleischimport der EU ausserhalb der Sonderquoten, sollte Argentinien bei der Welthandelsorganisation das Thema des beweglichen Zolles für Rindfleisch beanstanden, bei dem der Zollsatz jeweils als Differenz zwischen einem Richtpreis und dem Importpreis festgesetzt wird. Das widerspricht der allgemeinen WHO-Regelung. Argentinien müsste statt dessen ein System vorschlagen, bei dem eine Gesamtquote für den Rindfleischimport der EU festgesetzt wird, die zu einem niedrigen Zollsatz importiert würde, wobei die Quote dann von den argentinischen Behörden verteilt wird, am besten durch Ausschreibung. Das würde zu einen höheren Nettopreis beim Export führen. Die Landwirtschaftsverbände sollten den Präsidentschaftskandiaten und ihren Wirtschaftsberatern auch diese Thema erklären, das gerade jetzt, da Argentinien für Ende 2015 die Rückkehr zur Beachtung der Importregeln der WHO vorsieht, sehr aktuell ist.

			

			

		

	